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Die Zeitung Beijing Youth Daily 

(Qingnian Bao) lobte die Abschaffung 

des Verbots in Jiangsu als „Schutz der 

Privatsphäre“ der Bürger. Es zeige, 

dass sich die Einstellung der Regie­

rung wandelt und nunmehr mehr Wert 

auf Rechtsstaatlichkeit gelegt wird. 

Auch chinesische Rechtsexperten se­

hen in dem Schritt der Provinz Jiang­

su einen Fortschritt für die Rechte des 

Einzelnen in China.

Die Legalisierung des Zusammenle­

bens von Paaren ohne Trauschein in 

Jiangsu ist diesen Monat auch zum 

Gegenstand der Diskussion in chinesi­

schen Internet-Chatrooms geworden. 

Während eine Minderheit moralische 

Bedenken äußerte, befürwortete eine 

Mehrheit - der sicherlich eher jungen 

Diskussionsteilnehmer - die Entschei­

dung der Provinzregierung in Jiang­

su. Gemäß einer vom Internetportal 

Sohu durchgeführten Umfrage, stehen 

85% der Teilnehmer hinter dieser Re­

form. (SZ, 11.7.03; SCMP, 14.7.03; 

CD, 22.7.03) -bk-

Wissenschaft, Bildung, 
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13 SARS und die Reform des 

chinesischen Gesundheits­

wesens

Ende Juli meldete das Gesundheits­

ministerium, dass sich nur noch 12 

SARS-Patienten in Beijinger Kran­

kenhäusern aufhalten würden. Da dies 

nur wegen der Behandlung ande­

rer Krankheiten erforderlich sei, ha­

be China SARS besiegt. Die Weltge­

sundheitsorganisation WHO hat diese 

Entwicklung begrüßt, jedoch zugleich 

darauf hingewiesen, dass die Krank­

heit leicht wieder auftreten könne. 

„Ein Kapitel ist abgeschlossen“, sagte 

der Leiter des Beijinger WHO-Büros, 

„aber damit ist es nicht notwendiger­

weise vorbei“. Ähnliche Einschätzun­

gen haben Gesundheitsexperten auch 

für die übrigen betroffenen Länder 

abgegeben. Wichtig sei es, bis zum 

möglicherweise erneuten Ausbruch im 

Winter entsprechende Vorkehrungen 

zu treffen, z.B. durch die Entwick­

lung eines Schnelltests. Aber auch 

dann würden, so Klaus Stohr, der Lei­

ter des Grippeprogramms der WHO, 

enorme Probleme für China entstehen. 

Dies zeige eine Studie für die Provinz 

Guangdong, in der die Krankenakten 

von 46.000 Patienten mit Atemwegs­

erkrankungen für die Zeit von Janu­

ar 2001 bis Dezember 2002 ausgewer­

tet wurden. Rund 20% von ihnen zeig­

ten klinische Anzeichen, die auf SARS 

hätten hindeuten können. Alle Pa­

tienten mit grippeähnlichen Sympto­

men zu untersuchen, würde das chine­

sische Gesundheitswesen vor enorme 

Probleme stellen (IHT, 29.7.03; WSJ, 

31.7.03).

SARS hat die Mängel dieses Gesund­

heitssystems sehr deutlich werden las­

sen, auch für die chinesische Führung. 

So reagierte sie sehr schnell, als En­

de April im inneren der südchinesi­

schen Provinz Guangdong eine Rei­

he von Enzephalitis B-Fällen gemeldet 

wurden. Gewöhnlich tritt diese Krank­

heit nach Angaben der Behörden erst 

im Juni im Süden auf und verbrei­

tet sich dann gen Norden. Der Höhe­

punkt wird regelmäßig im Sommer er­

reicht und erstreckt sich meist bis Sep­

tember. Jetzt gab es Ende Juni be­

reits 310 bestätigte Erkrankungen und 

27 Todesfälle (davon 90% Kinder un­

ter 11 Jahren), die örtlichen Behörden 

sowie das Gesundheitsministerium er­

klärten jedoch übereinstimmend, dass 

die Lage unter Kontrolle sei. Umso 

erstaunlicher ist, dass die bekannten 

Fälle ständig zunahmen und z.B. der 

stellvertretende Gouverneur der Pro­

vinz alle Verantwortlichen zu erhöh­

ter Aufmerksamkeit aufrief (XNA 23., 

29.6.03; ST, 3.7.03).

Die chinesische Führung hat unter­

dessen nicht versäumt, den Erfolg im 

Kampf gegen SARS für ihre eigene 

Legitimation zu nutzen. So hob der 

Generalsekretär der KP Hu Jintao in 

seiner Rede zum Gründungstag der 

Partei hervor, dass der Sieg über die 

Krankheit in erster Linie der Einheit 

und dem heroischen Kampf der ge­

samten Partei und der gesamten Nati­

on zu verdanken sei. Auch die stellver­

tretende Ministerpräsidentin Wu Yi, 

die für die Bekämpfung von SARS 

verantwortlich war, hob den „Anti- 

SARS-Geist“ hervor, den es zu stär­

ken und zu erhalten gelte. Beide - 

Hu wie Wu - betonten aber auch vor 

allem die Notwendigkeit, das öffentli­

che Gesundheitssystem unter Nutzung 

der gemachten Erfahrungen auszubau­

en. SARS, so Wu, habe die Schwä­

chen des Systems offen gelegt, seine 

fehlende Wachsamkeit gegenüber ge­

sundheitlichen Notfällen, seine inadä­

quaten Kontrollmechanismen für an­

steckende Krankheiten, die Nachläs­

sigkeit bei der Einhaltung der Ge­

sundheitsgesetze und seine Mängel im 

ländlichen Bereich. Alle im Gesund­

heitswesen Tätigen sollten mit dem 

notwendigen „Anti-SARS-Geist“ dazu 

beitragen, das Gesundheitswesen zu 

verbessern (XNA, 1., 29.7.03).

Inzwischen sind auch einige konkre­

te Maßnahmen bekannt geworden, so­

wohl auf zentraler wie auch auf lokaler 

Ebene:

• Der Nationale Volkskongress hat 

die Ergänzung zweier Gesetze 

für 2003 auf die Agenda ge­

setzt. Damit sollen vorhandene 

Lücken im Gesetz zur Verhü­

tung und Kontrolle ansteckender 

Krankheiten geschlossen wer­

den, vor allem sollen fehlen­

de Maßnahmen zur Bekämpfung 

neuer Krankheiten ergänzt und 

die zu allgemeinen Bestimmun­

gen für das Meldewesen konkre­

tisiert werden; und das Gesetz 

zum Schutze wilder Tiere soll er­

weitert werden, um die Übertra­

gung von Krankheiten zu ver­

hindern (XNA, 16.6.03).

• Die staatlichen Krankenhäu­

ser sollen durch zusätzliche 

Investitionen seitens des Ge­

sundheitsministeriums und der 

Staatlichen Entwicklungs- und 

Reformkommission leistungs­

fähiger gemacht werden. Um 

dieses Ziel angesichts begrenz­

ter öffentlicher Mittel zu errei­

chen, soll sich dieses Bemühen 

nach Angaben von Cai Renhua, 

Direktor des China National 

Health Economics Institute, auf 

bestimmte allgemeine Kranken­

häuser sowie Krankenhäuser für 

Infektionskrankheiten und tra­

ditionelle chinesische Medizin 

konzentrieren, während viele 

andere aus dem staatlichen Ei­

gentum entlassen werden und 

nach Marktprinzipien arbeiten 

sollen (XNA, 31.7.03).

• Die Stadt Beijing hat Mitte Ju­

li eine Arbeitskommission ein­

gesetzt, die Vorschläge für die
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Verbesserung der öffentlichen 

Gesundheitsversorgung machen 

soll. Zugleich wurde angeordnet, 

alle Hunde gegen Tollwut und 

alle Schweine gegen Enzephalitis 

B impfen zu lassen (XNA, 14., 

26.7.03).

• In der Provinz Guangdong wur­

de vom Volkskongress nach hef­

tigen Diskussionen am 25. Ju­

li eine Verordnung verabschie­

det, die den Umgang mit wil­

den Tieren regelt. Danach soll 

die Bevölkerung ihre Gewohn­

heit aufgeben, wilde Tiere zu es­

sen bzw. diese nicht ohne beson­

dere Gesundheitskontrollen zu 

essen. Umstritten war bis zu­

letzt die Definition „wilder Tie­

re“. Eine Liste von Tieren wurde 

nicht aufgenommen, da es den 

Gesetzgebern vor allem um eine 

Verhaltensänderung der Bevöl­

kerung geht, deren Essgewohn­

heiten in den Verdacht gera­

ten waren, für den Ausbruch 

von SARS verantwortlich zu sein 

(XNA 22., 25.7.03).

• Shenzhen hat begonnen, ein 

elektronisches Informationssys­

tem aufzubauen (e-hospital), 

mit dessen Hilfe sich Patienten 

über Krankenhäuser und Ärzte 

über Patienten informieren kön­

nen sollen (XNA, 21.7.03).

Uber 40 chinesische und ausländische 

Spezialisten haben sich Ende Juli in 

Shanghai getroffen, um über Maß­

nahmen zur Verhütung und Kontrol­

le ansteckender Krankheiten zu dis­

kutieren. Die Teilnehmer dieser auch 

von der Max-Planck-Gesellschaft un­

terstützten Tagung betonten überein­

stimmend die Notwendigkeit interna­

tionaler Kooperation und wollen u.a. 

Vorschläge zum Aufbau einer Präven­

tivmedizin in China erarbeiten (XNA, 

30.7.03). Wie notwendig dies ist, zei­

gen auch einige statistische Angaben, 

die das chinesische Gesundheitsminis­

terium Mitte Juli machte. Danach 

wurden in der ersten Hälfte 2003 in 

31 Provinzen und Regionen auf Pro­

vinzniveau insgesamt 1.000.305 Fälle 

von 27 Infektionskrankheiten gemel­

det. Dies sei zwar gegenüber dem Vor­

jahr ein Rückgang um 4,34%, die To­

desrate sei aber um 9,86% auf 2.228 

Fälle gestiegen. Von den gemelde­

ten Infektionen und Todesfällen ge­

hen 5.327 bzw. 348 auf das Konto 

von SARS (XNA, 16.7.03). Aber auch 

die anderen Infektionen fordern ih­

re Opfer. So sollen nach WHO-Anga- 

ben rund 5 Mio. Chinesen an Tuber­

kulose leiden und 10% der Bevölke­

rung an chronischer Hepatitis B (NZZ, 

12./13.7.03). Und kürzlich erst ha­

ben die chinesischen Behörden offiziell 

die Schwere der Ausbreitung von AI- 

DS/HIV anerkannt, wenn auch nicht 

in dem Ausmaß der Schätzungen und 

Vorhersagen der UN, die bis 2010 zehn 

Millionen AIDS-Kranke für möglich 

hält (vgl. C.a., 2002/12, Ü 18).

AIDS, so chinesische Bevölkerungspo­

litiker, sei vor allem für die Jugendli­

chen zwischen 15 und 30 Jahren ein 

großes Problem; 60% der HIV-infi­

zierten gehöre dieser Gruppe an. Dies 

hänge vor allem mit dem freieren Um­

gang mit Sex sowie der fehlenden Se­

xualerziehung zusammen. Noch wür­

den sich zwar ca. 60% über Drogen­

konsum infizieren, die Zahl der durch 

ungeschützten Sex Erkrankten neh­

me aber zu und betrage derzeit 10- 

11%. Zu ihrer Aufklärung wurde nun 

erstmals von der NGO Marie Stopes 

International eine interaktive Home­

page (www.youandme.net.cn) einge­

richtet (XNA, 11., 14.7.03; ST, 12., 

15.7.03).

Wie SARS so zeigt auch die Behand­

lung von AIDS, vor allem auch das 

jahrelange Verschweigen, die Verant­

wortung der Behörden. Eine gewisse 

Veränderung in der Einstellung zur 

Krankheit dürfte sich auf die Ebe­

ne der Zentralregierung beschränken. 

Vorschläge, AIDS-Kranke wie die mit 

SARS Infizierten einfach zu isolieren, 

zeigen dies ebenso wie das massive 

Vorgehen der Polizei gegen Protestie­

rende in Henan, die die gesundheit­

liche Versorgung ihrer AIDS-infizier- 

ten Angehörigen und Kompensationen 

für die Familien forderten. Dass die 

Polizei Demonstranten inhaftierte, ist 

umso skandalöser, als die Infektionen 

durch von Lokalregierungen geneh­

migten Bluthandel verursacht wurden. 

Letztlich mache dieses Verhalten aber 

auch deutlich, so die New York Times, 

dass von AIDS vor allem die machtlose 

Landbevölkerung betroffen sei, wäh­

rend SARS direkt die ökonomische 

Leistungsfähigkeit des Landes bedroht 

hat (WSJ, 15.7.03; IHT, 15.7.03).

Die Probleme der ländlichen Gesund­

heitsversorgung macht der Fall He­

nan ebenfalls deutlich. Der Leiter ei­

nes Programms der Zentralregierung 

zur Versorgung der Betroffenen mit 

Medikamenten erklärte, dass ihm zwar 

genügend Medikamente zur Verfü­

gung stünden, es aber auf dem Lan­

de an Ärzten mangele, die diese ver­

abreichen könnten (SCMP, 16.7.03). 

Der Soziologe Li Peilin sieht daher 

auch das ländliche Gesundheitswesen 

„dem Zusammenbruch nahe“. Auf dem 

Lande die ausreichende medizinische 

Versorgung zu schaffen, ist für den 

stellvertretenden Gesundheitsminister 

Gao Qian die wichtigste Aufgabe sei­

nes Ministeriums. Nach WHO-Anga- 

ben wendet China jährlich 5,4% seines 

BIP für die Gesundheitsversorgung 

auf, deutlich weniger als in den west­

lichen Industriestaaten üblich, aber 

mehr als in südostasiatischen Schwel­

lenländern. Von den Gesamtausgaben 

erhält das Land, das noch 70% der Be­

völkerung beherbergt, allerdings nur 

20% (NZZ, 12./13.7.03). Alle bisher 

bekannt gewordenen Vorschläge, die 

Versorgung zu verbessern, sind nur ein 

Tropfen auf den heißen Stein, solange 

das Gesundheitswesen nicht generell 

umgebaut und die Ausgaben gemes­

sen am BIP grundsätzlich und dau­

erhaft angehoben werden (vgl. auch 

C.a., 2002/11, Ü 17). -gs-

14 Chinesische Auslandsstu­

denten bevorzugen Groß­

britannien

Im Jahre 2002 hat die Zahl der in 

Großbritannien studierenden Chine­

sen erstmals die in den USA über­

troffen. Rund 60.000 chinesische Stu­

denten sollen dort nach Angaben von 

Hu Benmo, einem Projektmanager 

für kulturellen Austausch, studieren, 

und das obwohl sie bis zum Ende 

ihres Studiums rund 200.000 Yuan 

(24.100 US$) aufbringen müssen. Zu­

rückgeführt wird dies auf das Ansehen 

der britischen Hochschulen, ihr brei­

tes Programmangebot und die kürze­

ren Studienzeiten. Der britische Bot­

schafter in Beijing betonte, dass vor 

allem die hohen Standards der Uni­

versitäten seines Landes in China be­

grüßt würden und es eine zunehmen­

de Zahl reicher Familien gäbe, die sich 

ein Studium in Großbritannien leis­

ten könnten. Die britische Regierung 

http://www.youandme.net.cn
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hat ihrerseits für Auslandsstudenten 

die Regularien für Gesundheitsvorsor­

ge, Visa und studienbegleitende Jobs 

verbessert.

Die Zahl chinesischer Studenten ist 

in diesem Jahr um weitere 36% auf 

7.903 gestiegen. Obwohl die Hongkon­

ger Studenten (2.901) noch extra ge­

zählt werden, stellen die Festlandchi­

nesen damit die größte Gruppe an 

Auslandsstudenten und haben auch 

die Iren (5.943) überholt; es folgt die 

Gruppe der Nigerianer mit 2.912 Stu­

denten (XNA, 18.7.03; ST, 9.8.03). 

-gs-

15 Weltkulturerbe in China

Drei neue Stätten in der VR China 

wurden in die Liste des globalen kul­

turellen Erbes aufgenommen, wie die 

UNESCO am Ende ihrer 27. Kom­

missionssitzung (30.6. bis 5.7.) in Pa­

ris bekannt gab. Diese Liste ist nicht 

nur weltumspannend, ihr liegt auch 

ein Kulturbegriff zugrunde, der Natur­

stätten und Landschaftskunst eben­

so einbezieht wie prähistorische Kult­

stätten sowie mittelalterliche und Kul­

turstätten der klassischen Moderne. 

Dies wird auch durch die drei benann­

ten neuen Stätten des Weltkulturerbes 

in China deutlich, die neben 21 wei­

teren neu in die Liste aufgenommen 

wurden. Dabei handelt es sich um zwei 

Mausoleen aus der Zeit der Ming-Dy- 

nastie (1368-1644) sowie ein Naturre­

servat.

Das Xiaoling Mausoleum in Nanjing 

ist die letzte Ruhestätte des ersten 

Mingkaisers Zhu Yuanzhang und sei­

ner Gemahlin. Nach chinesischen An­

gaben hat die Stadtregierung bereits 

über 3 Mio. Yuan RMB (366.000 US$) 

zum Erhalt dieser Stätte ausgegeben, 

die zum Pflichtprogramm jedes Tou­

risten gehört, der sich in der Haupt­

stadt der Provinz Jiangsu aufhält. Sei­

ne Bauweise beeinflusste auch die fol­

genden Grabbauten der Ming- und 

Qing-Kaiser stark, sodass es nur kon­

sequent ist, dass auch die Ming-Grä- 

ber nahe Beijing neu aufgenommen 

wurden, die für die folgenden 13 Kai­

ser und 23 Kaiserinnen der Ming vom 

15. bis zum 17. Jahrhundert entstan­

den. Seit 2000 hat hier die Stadtregie­

rung bereits 170 Mio. Yuan RMB zum 

Erhalt aufgewendet, weitere 400 Mio. 

Yuan RMB sollen es bis 2008 werden.

Als dritte Stätte wurde ein Naturre­

servat berücksichtigt, das im Zusam­

menfluss der drei Flüsse Jinsha, Nu- 

jiang und Lancang auf rund 41.000 

qkm in der Provinz Yunnan ent­

standen ist und sich bis zum Süden 

des Qinghai-Tibet-Plateaus erstreckt. 

Es ist berühmt für seine einzigartige 

Landschaft und die biologische Viel­

falt. Obwohl es nur 0,4% des chi­

nesischen Territoriums ausmacht, be­

herbergt das Gebiet mit seinen zahl­

reichen Bergen (davon 118 mit über 

5.000 m Höhe), alten Wäldern und 

Hunderten von Seen über 20% der in 

China beheimateten botanischen Spe- 

zien und 25% der Tierarten.

Insgesamt sind damit 29 Stätten in 

China zum Weltkulturerbe erklärt 

worden, dessen Liste 754 Stätten um­

fasst, davon 582 kultureller und 149 

natürlicher Art, die übrigen gehören 

zu beiden Kategorien. Zu den chinesi­

schen Stätten gehören u.a. die Große 

Mauer, der Taishan, die Mogao-Grot- 

ten und der Potala Palast. Die nächs­

te entsprechende Sitzung der UNES­

CO wird 2004 in Suzhou in der Pro­

vinz Jiangsu stattfinden (FAZ, 5.7.03; 

XNA, 6.7.03). -gs-

16 Hilfe für Studenten in finan­

ziellen Schwierigkeiten

Das Erziehungsministerium hat am 

21. Juli eine Mitteilung“ herausgege­

ben, in der es alle Hochschulen und 

verantwortlichen Verwaltungen dazu 

auffordert, für die reibungslose Imma­

trikulation und das reibungslose Stu­

dium von Studenten zu sorgen, die 

sich in wirtschaftlichen Schwierigkei­

ten befinden. Diese Mitteilung, die be­

reits bestehende politische Richtlini­

en erneut betont und bestärkt, scheint 

ein Reflex auf die zunehmende Kom­

merzialisierung der Hochschulen zu 

sein, die auch die Sorge um finan­

ziell Schwächere in den Hintergrund 

drängt. Insofern stehen die konkreten 

Hinweise an die Hochschulen auch un­

ter dem generellen Aufruf, der Poli­

tik des Zentralkomitees der KP Chinas 

sowie des Staatsrats zu folgen und ent­

sprechend der ideologischen Richtlinie 

der „drei Repräsentationen“ zu han­

deln, um so zu garantieren, dass Stu­

denten in wirtschaftlichen Schwierig­

keiten, die die Aufnahmeprüfungen zu 

einer staatlichen Hochschule bestan­

den haben, ohne Probleme ihr Hoch­

schulstudium aufnehmen und auch be­

enden können. Es müsse sichergestellt 

werden, dass keiner von ihnen aus 

wirtschaftlichen Gründen sein Studi­

um abbreche.

Das Ministerium weist darauf hin, 

dass es bereits eine Fülle von Hilfs­

möglichkeiten gebe: staatliche und an­

dere Stipendien, Bankkredite (vor al­

lem staatliche Kredite zur Unterstüt­

zung des Studiums), Arbeit neben 

dem Studium, spezielle Zuschüsse für 

finanziell Schwache und Verminde­

rung der Studiengebühren. Das Prob­

lem sei aber, dass die Verantwortlichen 

in einigen Gebieten und Hochschulen 

diese Möglichkeiten nicht genügend 

beachteten und auch nicht propagier­

ten. Hier müsste von den zuständi­

gen Behörden umfassend geprüft wer­

den, inwieweit die verschiedenen Pro­

gramme vorhanden seien und prak­

tisch angewendet würden. Des Wei­

teren sollten Verantwortlichkeitssyste­

me mit bestimmten Zuständigkeitsbe­

reichen und entsprechender Arbeits­

teilung der Leitungen bis hin zu per­

sönlicher Betreuung geschaffen wer­

den. Parallel dazu müsse das Kredit­

wesen Maßnahmen ergreifen, um die 

staatliche finanzielle Hilfe abwickeln 

zu können.

In der Mitteilung wird weiter gefor­

dert, die Hilfsmöglichkeiten stärker zu 

propagieren. So sollte bereits in den 

Immatrikulationsunterlagen auf die­

se hingewiesen und den Absolventen 

der Aufnahmeprüfungen entsprechen­

de Formulare zugesandt werden. Al­

le Hochschulen, die dies versäumt ha­

ben, sollten die Zusendung nachholen, 

um wirklich alle angehenden Studen­

ten verständlich zu informieren. Dann 

sollte an den Hochschulen selbst aber 

auch ein System der „grünen Welle“ 

eingeführt werden, um den betroffe­

nen Studenten ein reibungsloses Stu­

dium zu ermöglichen. Auf keinen Fall 

sei es einer Hochschule erlaubt, aus 

welchen Gründen auch immer, Stu­

denten in wirtschaftlichen Schwierig­

keiten nicht aufzunehmen. Sollte dies 

vorkommen, müsse die Verantwortung 

der Leitungen klar geprüft werden. 

Die oben genannten Hilfsmaßnahmen 

sollten mehr und gewissenhafter als 

bisher genutzt werden, außerdem müs­

se die „10%-Regel“ konsequent umge­

setzt werden, wonach 10% der Gebüh­

reneinnahmen der Hochschulen dazu 
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verwandt werden sollen, die Zuschüs­

se an Werkstudenten und Studenten 

in wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu 

erhöhen.

Schließlich verweist das Ministerium 

auch noch darauf, dass die Hochschu­

len sich an die politische Festlegung 

zu halten hätten, die Gebühren nicht 

zu erhöhen; dies sei von den zuständi­

gen Erziehungsbehörden zu kontrollie­

ren (GMRB, 22.7.03, A2). -gs-

17 Anstieg an Studenten und 

Absolventen

Mit dem Abklingen der SARS-Kri- 

se und der Wiederaufnahme des Nor­

malbetriebs an den chinesischen Hoch­

schulen bestätigen sich auch die Zah­

len, die einen großen Anstieg an Stu­

denten und Absolventen zeigten (vgl. 

C.a., 2003/06, Ü 15, 17). Bei der Auf­

nahme der steigenden Zahl der Studi­

enanfänger (gegenüber 2002 ein Plus 

von 620.000) spielen auch die privaten 

Hochschulen und neuen „selbstständi­

gen Akademien“ eine immer wichti­

gere Rolle. Jeder zehnte Student in 

Shanghai z.B. studiert an einer priva­

ten Hochschule, von denen es in der 

Stadt über 1.800 gibt. Die Attraktivi­

tät dieser nicht vom Staat finanzierten 

Einrichtungen ist gestiegen, seitdem 

sie, wie Beispiele zeigen, nicht mehr al­

lein mit emeritierten Universitätsleh­

rern und in angemieteten Unterrichts­

räumen arbeiten, sondern stattdessen 

mit staatlichen Hochschulen kooperie­

ren und deren Lehrpersonal einset­

zen; auch die Prüfungen werden an 

staatlichen Hochschulen durchgeführt 

(XNA, 14.7.03). Darüber hinaus ha­

ben sich seit der Verabschiedung des 

Gesetzes zur Förderung privater Bil­

dung (in C.a., 2003/06, S.723-733) 

die Aussichten für private Investoren 

verbessert. An den über 300 „selbst­

ständigen Akademien“ studieren der­

zeit mehr als 400.000 Studenten und 

es ist geplant, weitere 300.000 noch 

in diesem Jahr aufzunehmen (GMRB, 

16.7.03, Al).

Shanghai meldet auch einen Anstieg 

der Postgraduierten, der durch die 

wegen SARS verschobenen Prüfungen 

erst im Juni deutlich wurde. 79.300 

Studenten, 32,6% mehr als im Vor­

jahr, hätten sich für ein weiterführen­

des Studium angemeldet, 18.500 seien 

als Postgraduierte angenommen wor­

den, ein Anstieg um 27,4% (XNA, 

8.7.03).

Über die Schwierigkeiten der gestie­

genen Zahl von Hochschulabsolven­

ten, entsprechende Arbeitsplätze zu 

finden, wird bereits seit längerem dis­

kutiert. Auch hier scheint sich die La­

ge nach dem Ende von SARS zu ent­

spannen. Shanghai nahm für sich in 

Anspruch, dieses Problem weitgehend 

gelöst zu haben. Insgesamt sei die Zahl 

der Absolventen in der Stadt im Ver­

gleich zum Vorjahr um 31% auf 81.733 

gestiegen, von denen bis Ende Ju­

ni 73% einen Arbeitsplatz gefunden 

hätten. Dabei hätten von den Post­

graduierten 94%, von den Absolven­

ten der regulären Hochschulen 81% 

und von den Abgängern der Institu­

tionen beruflicher und technischer Bil­

dung 56,6% einen Job erhalten (XNA, 

2.7.03).

Durch die angespannte Jobsuche wur­

de auch eine Diskussion über das 

Funktionieren des Arbeitsmarktes an­

geregt, da der Vielzahl von Suchen­

den über 2 Mio. freie Arbeitsplätze 

gegenüberstehen, d.h. sowohl die Zahl 

der freien Stellen als auch die der Ar­

beitsuchenden sei gegenüber 2002 ge­

stiegen, um 685.000 im ersten und 

535.000 im zweiten Fall. In einem Bei­

trag für die Guangming Ribao wur­

de dafür vor allem die Einstellung 

der Arbeitsuchenden verantwortlich 

gemacht, die übertriebene und falsche 

Erwartungen an ihre künftige Arbeit 

hätten. Dies zeige z.B. ein Vergleich 

der angestrebten Hochschulabschlüs­

se (wie z.B. Bio-engineering, interna­

tionale Wirtschaft und Außenhandel, 

Umwelt-engineering) mit den Berei­

chen, in denen qualifiziertes Personal 

nachgefragt sei (wie z.B. Elektrotech­

nik, neue Energien, Nachrichtentech­

nik). In der Provinz Jiangsu z.B. hät­

ten gerade alle Absolventen der Fä­

cher Arbeitsplätze erhalten, die nicht 

als sehr begehrt gelten (Philosophie, 

Marxismus-Leninismus, Astronomie). 

Und wenn man sich - den Ergebnis­

sen einer Untersuchung in 89 Städten 

folgend das Verhältnis von freien Ar­

beitsplätzen zu Arbeitsuchenden an­

schaue, erkenne man ebenfalls deut­

lich ein Missverhältnis. Zum Beispiel 

käme in Tianjin auf acht freie Stellen 

für Einkäufer nur ein Bewerber, da­

für aber auf eine freie Stelle als Fah­

rer 31 Bewerber. Ähnlich in Chong­

qing: sechs Bewerbungen auf eine Fah­

rerstelle, aber acht Stellen für Elek­

troingenieure bei nur einem Bewerber. 

Durch dieses Missverhältnis gingen 

in China praktisch 17% der Beschäf­

tigungsmöglichkeiten verloren, insge­

samt landesweit 1,5 Mio. Arbeitsplät­

ze. Dem müsse mit verstärkter Er­

ziehung und Berufsinformation sowie 

durch verbesserte Berufsberatung ent­

gegen gewirkt werden, um langfristig 

das „matching“ von Stellen und Be­

werber zu erhöhen (GMRB, 8.7.03, 

Al), -gs-

18 Die Beijing-Universität will 

lebenslange Anstellungen 

beenden

In der Beijing-Universität wird seit 

Mitte Mai ein Reformvorhaben hef­

tig debattiert, das die Aufhebung der 

lebenslangen Beschäftigung für al­

le Lehrkräfte außer den Professoren 

vorsieht. Ein erster Entwurf war am 

12. Mai, ein zweiter am 16. Juni zur 

Diskussion gestellt worden. Ausge­

nommen werden sollen auch alle Fa­

kultätsmitglieder, die seit 25 Jahren 

an der Universität lehren oder die 

seit 10 Jahren ununterbrochen lehren 

und nur noch 10 Jahre oder weniger 

vom Ruhestand entfernt sind. Den 

Übrigen sollen in Zukunft nur noch 

Verträge mit bis zu 12 Jahren Lauf­

zeit angeboten werden. Dieses Vor­

haben ist eingebettet in eine weiter 

gehende Diskussion um die Struktur­

reform der Hochschulen, zu der auch 

gehört, neue Stellen international aus­

zuschreiben (wie dies z.B. die Nan­

jing-Universität bekannt gegeben hat, 

vgl. C.a., 2003/05, Ü 22) und nicht 

mehr die eigenen Absolventen zu rek­

rutieren. Ziel dieser Reformen ist es, 

Chinas Universitäten auf Weltniveau 

zu bringen, in diesem Fall durch die 

Vermeidung von „Inzucht“ sowie die 

Offenlegung und Erhöhung der An­

stellungskriterien. Gegner der Reform 

betonten u.a., dass gerade durch die 

Nichtberufung von eigenen Absolven­

ten aber das Gegenteil erreicht würde, 

da die guten Doktoranden sich dann 

an anderen Hochschulen einschreiben 

würden (XNA, 11.7.03; ST, 12.7.03). 

-gs-




